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Siehe auch:

Naturgefahren: 
Massenbewegungen;

Naturgefahren: Lawinen;

Verbauung, Renaturierung der 
Fliessgewässer und 
Abflussbewirtschaftung;

Wald;

Besiedlung und Bewirtschaftung 
der Bauzone auf lokaler Ebene

Betroffene Stellen:

Koordinationsstelle: 
Naturgefahrenkommission

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
SGeW, BRPA, WaldA, KGV, 
Oberämter, TBA, MelA, AfU, 
BNS, VEA, MBSA

Andere Kantone:
BE, VD

Bund:
ARE, BWG, BUWAL

Andere Stellen:
ORKAF, FTV, öffentliche 
Verkehrsunternehmen, 
Wasserkraftwerke, 
Wasserbauunternehmen

1. PROBLEMSTELLUNG

Unser Lebensraum ist zahlreichen Naturgefahren ausgesetzt: 
Erdbeben, Hagel, Blitzschlag, Stürme, Lawinen, Hochwasser, 
Wolkenbrüche, Massenbewegungen usw. Solche Phänomene 
können Menschenleben bedrohen, Sachschäden verursachen, 
das normale Funktionieren unserer Gesellschaft beeinträchtigen 
und unsere Umwelt gefährden; für die öffentliche Hand und für 
Privatpersonen kann dies mit beträchtlichen Kosten verbunden 
sein. Angesichts dieser Herausforderungen sind Strukturen und 
Massnahmen erforderlich, die den Schutz vor Naturgefahren 
gewährleisten.

Der kantonale Richtplan behandelt drei Typen von Naturgefahren: 
Lawinen, Hochwasser und Massenbewegungen; mit dem zweiten 
Thema befasst sich der vorliegende Text.

Das Ziel der Bundesgesetzgebung ist es, Personen, wichtige 
Sachwerte und die Umwelt vor der zerstörerischen Kraft der 
Naturereignisse durch vorbeugende Massnahmen ausreichend zu 
schützen. Die Kantone besitzen in dieser Hinsicht eine doppelte 
Aufgabe:
· Bezeichnung der durch die Naturgewalten gefährdeten 

Gebiete durch die Erstellung und Nachführung geeigneter 
Grundlagen.

· Berücksichtigung der Gefahrenzonen bei jeder raumwirksa-
men Tätigkeit, insbesondere bei der Erstellung der Richt- und 
Nutzungspläne.

Der Bund veröffentlichte 1997 «Empfehlungen zur Berücksichtigung 
der Hochwassergefahren bei raumwirksamen Tätigkeiten». Die 
Broschüre enthält die Grundlagen, die zur Identifizierung und 
Beurteilung dieser Gefahren notwendig sind, und gibt an, auf 
welche Weise diese in der Raumplanung zu berücksichtigen und 
wie Schutzmassnahmen zu planen sind.

Aufgrund seiner geographischen Lage sowie seiner geologischen 
und topographischen Besonderheiten ist der Kanton Freiburg 
dem Wettergeschehen und der Gefährdung durch Hochwasser 
besonders ausgesetzt. Die Hauptfolgen sind:
· Überschwemmungen.

· Erosion und alluvionale Prozesse.

· Übermurungen.

Das Kantonsgebiet kann in zwei Regionen unterteilt werden:
· Das Voralpengebiet mit Wildbächen oder Bächen, deren 

Wildwassercharakter um so ausgeprägter ist, als sie über 
undurchlässige, instabile und erosionsanfällige Böden führen; 
dieses Gebiet kann die ganze Palette an Hochwassergefahren 
aufweisen.

· Das Mittelland mit Flüssen und Bächen, wo es hauptsächlich zu 
Überschwemmungen und in geringerem Ausmass zur Erosion 
hauptsächlich angeschwemmter oder brüchiger Böden kommen 
kann.

Im Bereich Hochwasser stehen mehrere Grundlagen zur 
Verfügung:
· Karte der gefährdeten Gebiete der Schweiz (1975).

· Ereigniskataster.

· Gefahrenkarte.

Der erläuternde Bericht zu 
diesem Thema trägt den Titel 
«Naturgefahren»

>
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· Gefahren-Hinweiskarte für Hochwasser.

· Örtliche Studien.

Ein mit den oben erwähnten Phänomenen verwandter Prozess ist 
der im allgemeinen hohe Grundwasserstand in den Ufergebieten 
des Neuenburger- und Murtensees (hoher Wasserstand). 
Bedingt durch das Niveau der Jurafussseen, kommt es hier zu 
einer starken Fluktuation des Grundwasserspiegels. Um bedeu-
tende Gebäudeschäden (Anhebungen, Überschwemmung des 
Untergeschosses, differentiale Setzungen) und Bodenbewegungen 
zu vermeiden, sind minimale Bauquoten zu beachten. Diese 
Problematik wird im Abschnitt «Aufgabenverteilung» behandelt. 
In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass 
Probleme infolge eines hohen Grundwasserstandes örtlich im 
gesamten Kantonsgebiet auftreten können.

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Je nach dem Ort seines Auftretens bildet Hochwasser eine Gefahr 
für Personen oder Sachwerte. Um deren Sicherheit zu erhöhen, die 
Zahl und das Ausmass der Konflikte zu verringern und potentielle 
Schäden so weit wie möglich einzudämmen, sind folgende 
Grundsätze zu beachten.

Die Politik des Kantons im Bereich Naturgefahren bezweckt, 
potentielle Schäden auf ein annehmbares Niveau zu senken. 
Da absolute Sicherheit nicht zu erreichen ist, bleibt auch nach 
Durchführung aller vorgesehenen Massnahmen ein Restrisiko 
bestehen.

Die oberste Pflicht des Kantons besteht in der Festlegung und 
Beschreibung der Gefahrenzonen. Sodann sind der Reihe nach 
die folgenden Grundsätze zu berücksichtigen:
· Vermeidung, Begrenzung bzw. Verminderung potentieller 

Schäden durch vorbeugende raumplanerische Massnahmen, 
die eine der Gefahrensituation angepasste Bodennutzung 
ermöglichen, und eine Verringerung der Gefährdung von 
Personen oder wichtigen Sachwerten bewirken (passive 
Massnahmen).

· Verminderung potentieller Gefahren durch die Ausführung 
von baulichen Schutzmassnahmen in den Fliessgewässer für 
die Bereiche, in denen eine schützenswerte Bodennutzung 
besteht, dies nachdem alle zweckmässigen vorbeugenden 
Massnahmen ergriffen worden sind (aktive Massnahmen).

· Planung von Notfallmassnahmen (Alarmsysteme, Überwachung, 
Warndienste, Evakuation usw.), um das nach Realisierung 
der Vorbeuge- und Schutzmassnahmen noch bestehende 
Restrisiko weiter zu reduzieren, insbesondere wenn sich diese 
Massnahmen als ungenügend oder unverhältnismässig erweisen 
sollten.

Bei der Umsetzung dieser Grundsätze sind folgende Aspekte 
zu beachten:
· die Ar t der gefährdeten Werte (Personen, Siedlung, 

Sachgüter).

· die Dauer der gefährlichen Situation (ständig bewohnte Zonen, 
zeitweilige Nutzungen).

· Die Standortgebundenheit des betreffenden Projekts.
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GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Vorbeugende Massnahmen

Der Bezugsparameter für die anzuwendenden Grundsätze ist 
die Gefahrenstufe:
· Geringe Gefährdung: Hinweisbereich

· Mittlere Gefährdung: Gebotsbereich

· Erhebliche Gefährdung: Verbotsbereich

Diese Stufen sind so gewählt, dass sie eine präzise Verhaltensweise 
und genaue Vorschriften hinsichtlich der Bodennutzung beinhal-
ten. Die Gefahrenkarten geben die räumliche Verteilung der 
drei Gefahrenstufen an und sind folglich direkt in Massnahmen 
umsetzbar; auf diese Weise bieten sie die geeignetste Grundlage 
für eine einheitliche und kohärente Berücksichtigung der 
Naturgefahren.

Zone mit Restgefährdung (gelb-weiss gestreift)

· Die betroffenen Personen sind über das Restrisiko und die 
Massnahmen, die zur Verhinderung von Schäden an besonders 
sensiblen Objekten getroffen werden können, zu informie-
ren.

Zone mit geringer Gefährdung (gelb)

· Die betroffenen Personen sind über die Gefahrensituation 
und die Massnahmen, die zur Schadenverhütung getroffen 
werden können, zu informieren.

· Die Ausscheidung von Bauzonen ist zu genehmigen.

· Bei sensiblen Objekten und Nutzungen gelten die folgenden 
Auflagen:

- Durchführung einer ergänzenden Untersuchung.
- Durchführung besonderer Bau- und Objektschutzmassnahmen, 

um die Sicherheit von Personen und Sachwerten zu 
gewährleisten. Eine zu diesem Zweck vorgenommene 
Aufschüttung überschwemmungsgefährdeter Flächen ist 
erlaubt, wenn sie keine Auswirkungen auf die Abfluss-
kapazität der Fliessgewässer hat und eine Prüfung unter 
dem Gesichtspunkt des Gewässerschutzes vorgenommen 
wurde.

Zone mit mittlerer Gefährdung (blau)

· Die betroffenen Personen sind über die Gefahrensituation 
zu informieren.

· Bauten ausserhalb oder innerhalb der genehmigten Bauzone 
sind unter der Bedingung zu bewilligen, dass zu Lasten des 
Gesuchstellers Baumassnahmen am Objekt oder, falls diese 
ungenügend oder unmöglich sein sollten, Schutzmassnahmen 
im oder am Fliessgewässer zur Gewährleistung der Sicherheit 
von Personen und Sachwerten durchgeführt werden. Diese 
Massnahmen müssen mögliche Folgen der hier behandelten 
Phänomene berücksichtigen und dazu dienen, potentielle 
Schäden auf ein annehmbares Niveau zu senken. Sie werden 
je nach Fall auf der Grundlage einer vom Gesuchsteller 
durchgeführten ergänzenden Untersuchung bewilligt.

· Auf die Erstellung sensibler Objekte muss verzichtet 
werden.
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· Es darf keine Ausscheidung neuer Bauzonen oder die 
Erweiterung bestehender Bauzonen in diesen Gebieten vor-
genommen werden (Vorsichtsgrundsatz).

· Die Ausscheidung solcher Gebiete als Bauzone ist nur dann zu 
genehmigen, wenn die in weniger exponierten Gebieten gele-
gene potentielle Bauzone ausgeschöpft ist. Der Gesuchsteller 
hat überdies den Nachweis zu erbringen, dass die potentiellen 
Schäden durch geeignete Massnahmen auf ein annehmbares 
Niveau gesenkt werden können.

Zone mit erheblicher Gefährdung (rot)

· Die betroffenen Personen sind über die Gefahrensituation 
zu informieren.

· Die Ausscheidung oder Erweiterung von Bauzonen in solchen 
Gebieten sind zu verbieten.

· In Gebieten, für die zuvor Schutzbauten zu errichten waren 
oder erst errichtet werden müssten, ist die Ausscheidung oder 
Erweiterung von Bauzonen zu untersagen.

· Im Falle bereits als Bauzone ausgeschiedenen Landes ist eine 
Rückzonung vorzunehmen. Je nach Fall kann beispielsweise für 
stark bebaute Gebiete ein besonderer Perimeter geschaffen 
werden, der die Erhaltung des Bestehenden erlaubt.

· Verbot von:

- Bauten, neuen Anlagen und Wiederaufbauten auf bereits 
bebauten und unbebauten Grundstücken.

- Bauten, neuen Anlagen und Wiederaufbauten auf Grund-
stücken, für die zuvor Schutzbauten zu errichten waren 
oder erst errichtet werden müssten.

- Umbauten, Erweiterungen oder Umnutzungen beste-
hender Gebäude mit erheblicher Vergrösserung des 
Schadenpotentials sowie von allen Eingriffen, welche die 
Bruttogeschossfläche, die Zahl der gefährdeten Personen 
oder den Wert der gefährdeten Güter in erheblicher Weise 
erhöhen würde.

· Als Sonderfall und abweichend vom allgemeinen Bauverbots-
grundsatz sowie unter Vorbehalt der von den zuständigen 
Dienststellen gemachten Auflagen sind die folgenden Arbeiten 
zu genehmigen:

- standortgebundene Bauten und Anlagen von grösserem 
öffentlichem Interesse, vorausgesetzt dass Bau- und 
Schutzmassnahmen getroffen werden.

- Unterhal ts -,  Reparatur-  und Renovat ionsarbeiten 
(Bedachungen, Fassaden, Fenster, Isolation, Sanitär-, Elektro- 
und Heizungsanlagen, Kanalisationen); weitere Arbeiten, 
die eine Ähnlichkeit mit den genannten Objekten aufweisen 
und den Unterhalts- und Reparaturbegriffen entsprechen, 
können ebenfalls erlaubt werden. Diese Arbeiten müssen 
die Natur der betreffenden Gefahr berücksichtigen und so 
ausgeführt werden, dass sie die Sicherheit und den Schutz 
des Gebäudes vergrössern (Verminderung der Risiken).

- Sanierungs- und Schutzarbeiten auf einem Grundstück 
oder einer Gruppe von Grundstücken, um die 
Gefahrenstufe zu senken und den Schutzgrad zu erhöhen 
(Terrainveränderungen, Dämme, lokale wasserbauliche 
Massnahmen usw.); im weiteren Sinne können Arbeiten, die 
eine Ähnlichkeit mit den genannten Beispielen aufweisen 
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und den Sanierungs- und Schutzbegriffen entsprechen, 
ebenfalls erlaubt werden.

- Erneuerungs- oder Anpassungsarbeiten an den Infrastrukturen, 
vor allem im Zusammenhang mit dem Zugang zu Bauten 
und Anlagen ausserhalb der gefährdeten Zone; diese 
Arbeiten müssen eine möglichst hohe Anhebung des 
Schutzgrads bezwecken;
Nicht bewilligt werden dagegen Arbeiten, die eine 
Überbelastung des Geländes oder die Gefahr einer 
Destabilisierung des Ufers mit sich bringen, den Unterhalt des 
Fliessgewässers beeinträchtigen oder die Gefahrensituation 
für Dritte verändern.

- gewisse Bauten von geringer Bedeutung gemäss Art. 
64 und 73 ARRPBG, falls sie weder die Gefahr noch 
das Risiko erhöhen. Parkplätze, leichte Autounterstände, 
Schutzdächer, Gartenhäuschen, Pergolen und Geräte- 
oder Holzschuppen können auf diese Weise bewilligt 
werden. Weitere Arbeiten, die eine Ähnlichkeit mit den 
genannten Beispielen aufweisen und die geforderten 
Mindestbedingungen erfüllen, können ebenfalls erlaubt 
werden.

· Veranstaltungen, die - wenn auch nur zeitweilig - zu grossen 
Menschenansammlungen führen, in Zonen, die durch plötzliche 
Ereignisse von hoher Intensität gefährdet sind müssen regle-
mentiert oder verboten werden.

Grundsätze für die Übergangsperiode

Die vorbeugenden Massnahmen werden im Prinzip auf 
der Grundlage der auf den Gefahrenkarten eingetragenen 
Gefahrenstufe festgelegt. Da diese Karten noch nicht für den 
ganzen Kanton vorliegen, sind im Augenblick andere Grundlagen 
im Bereich Hochwasser heranzuziehen, um die Gefahrenstufe zu 
ermitteln und die Art der zu ergreifenden Massnahmen festzulegen. 
Die Gefahrenstufe und ihre Ausdehnung lassen sich ermitteln 
auf der Grundlage:
· von hydrologisch-hydraulischen Untersuchungen.

· des Ereigniskatasters und der zusätzlichen Ereignisdokumentation, 
die bei der SGeW oder den Gemeinden aufliegen.

· von punktuellen Untersuchungen, die sich auf für frühere 
Verbauungsprojekte geschätzte oder neu zu evaluierende 
Hochwassermengen stützen und bei der SGeW aufliegen.

Im Fall einer bedeutenden Nutzungsänderung innerhalb einer poten-
tiell gefährdeten Zone oder wenn die Bewertung auf der Grundlage 
der oben erwähnten Daten schwerwiegende Ungewissheiten 
aufweisen, kann der Gesuchsteller im Voraus eine Analyse der 
Gefahrenstufe vornehmen lassen.

Schutzmassnahmen

· Vorrangige Gewährleistung der Sicherheit vor Hochwasser 
durch den zweckmässigen und systematischen Unterhalt der 
Fliessgewässer, der auf die Erhaltung der Abflusskapazität und 
die Wirksamkeit der Schutzbauten ausgerichtet ist.

· Ausführung von Schutzbauten zur Erhöhung der Sicherheit für die 
Siedlungszonen und sensiblen Objekte, die ein offenkundiges 
Schutzdefizit aufweisen.
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· Ausführung von Schutzbauten ausschliesslich für Gebiete, 
die eine schützenswerte Bodennutzung aufweisen und von 
massgeblichem öffentlichem Interesse sind.

· Festlegung von Zielen oder Schutzgraden, die nach der Art der 
bedrohten Objekte differenziert sind (Ausmass des potentiellen 
Schadens, Risikoanalyse).

· Festlegung der Prioritäten je nach Art und Stufe der Gefährdung, 
der gefährdeten Elemente und der Bodennutzung.

· Periodische Kontrolle des Zustandes der Schutzbauten und 
deren regelmässiger Unterhalt gemäss einem festzulegenden 
Programm. Zusätzliche Inspektionen sind je nach Bedarf 
vorzunehmen (zum Beispiel nach Eintreten aussergewöhnlicher 
Ereignisse). Die Kontroll- und Unterhaltspflicht liegt bei den dafür 
Verantwortlichen (Eigentümer oder örtliche Körperschaften, 
die aus den betreffenden Massnahmen einen Nutzen oder 
Vorteil ziehen).

· Kontrolle der Funktionstüchtigkeit, Unterhalt, Wiederinstandstellung 
und Ergänzung bestehender Bauten, bevor neue realisiert 
werden. Je nach Fall (baufällige oder ungenügende Anlagen, 
bedeutendes Schutzdefizit) ist eine vollständige Neubeurteilung 
der bestehenden Massnahmen vorzunehmen, bevor eine eventu-
elle Wiederinstandstellung vorgenommen wird. Gegebenenfalls 
ist das bestehende Konzept durch ein neues zu ersetzen.

Grundsätze für die Übergangsperiode

Die der bestehenden Bodennutzung übergeordneten Gefahrenkarten 
sind das geeignete Instrument, um Konfliktzonen, für die 
Schutzmassnahmen gerechtfertigt sind, anzuzeigen. Die systema-
tische Abdeckung des gesamten Kantonsgebiets ist augenblicklich 
nicht verfügbar; dank ihr wird es einmal möglich sein, ein Inventar 
der Gebiete, in denen solche Massnahmen durchgeführt werden 
müssen, zu erstellen und die Interventionsprioritäten festzulegen. 
Solange eine Gesamtübersicht über die Naturgefahren fehlt, 
sind die Realisierung von Schutzbauten und die Umsetzung der 
diesbezüglichen Grundsätze je nach aktuellem Kenntnisstand 
(z. B. Ereigniskataster, punktuelle Studien) oder dem Eintrit t 
schwerwiegender Ereignisse vorzunehmen.

Notfallmassnahmen

· Bereitstellung temporärer und beweglicher Vorrichtungen in 
Ergänzung zu den wasserbaulichen Massnahmen, die sich 
als ungenügend erweisen könnten (z. B. mobile Dämme aus 
Holz oder Sandsäcken).

· Vorbereitung von Evakuationsplänen in den Gebieten, 
die besonders durch plötzliche Ereignisse gefährdet sind. 
Insbesondere müssen Fluchtwege ins gefahrlose Gebiet beste-
hen.

· Einrichtung von Alarmsystemen in besonders gefährdeten 
Gebieten mit schützenswerter Bodennutzung; Verstärkung der 
Überwachung in kritischeren Phasen.

· Evakuation von Personen bei unmittelbar drohender Gefahr 
(bei Vorgängen, die das Leben von Personen gefährden 
können).

· Einrichtung von Krisenstäben oder Verstärkung der bestehenden 
Strukturen für die Bewältigung unmittelbarer Bedrohungen (vor 
dem Schadenereignis) oder eingetretener Katastrophen (nach 
dem Schadenereignis).
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· Bereitstellung geeigneter Strukturen oder Organe für 
Interventionen im Katastrophenfall (ORKAF, Feuerwehr, Polizei, 
Zivilschutz, Sanitätsdienst usw.).

· Ausbildung der Interventionsorgane im Bereich Natur-
gefahren.

Grundsätze für die Übergangsperiode

Da eine Gesamtübersicht über die Naturgefahren fehlt, können 
die Notfallmassnahmen nicht systematisch, nach einem auf der 
Gefahrenkarte vermerkten Prioritätsgrad, getroffen werden. Wie die 
Schutzmassnahmen sind die Notfallmassnahmen folglich fallweise, 
auf der Grundlage örtlicher Beobachtungen, der Wetterlage, 
der aktuellen Kenntnisse (z. B. Ereigniskataster) oder des Eintritts 
schwerwiegender Ereignisse, vorzusehen.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Beim Umgang mit Naturgefahren, insbesondere bei der Umsetzung 
der Vorbeuge- und Schutzmassnahmen, sind folgende Grundsätze 
zu beachten:
· Bei Gesuchen für die Ausscheidung von Bauzonen, bei 

Baubewilligungsgesuchen (auch ausserhalb der Bauzone) 
oder gegenüber wirtschaftlichen Interessen von Privatpersonen 
in den gefährdeten Gebieten ist der Sicherheit von Personen 
und Sachwerten die Priorität einzuräumen.

· Bei der Planung der wasserbaulichen Massnahmen für 
Fliessgewässer (Erarbeitung von Massnahmenkonzepten) ist eine 
Interessensabwägung und eine Anpassung der entsprechenden 
Nutzungen und Schutzziele im Einklang mit den festgestellten 
Interessen und Umnutzungsmöglichkeiten vorzunehmen.

· Bei der Durchführung von Schutzmassnahmen ist auf die 
Anliegen des Landschafts-, Natur- und Umweltschutzes sowie 
der Fischerei Rücksicht zu nehmen.

· Besteht ein Interessenkonflikt zwischen den Anliegen der 
Sicherheit und des Natur- und Landschaftsschutzes, so ist 
der Sicherheit von Personen und wichtigen Sachwerten die 
Priorität einzuräumen; in solchen Fällen sind angemessene 
Ausgleichsmassnahmen vorzusehen.

· Durch wasserbauliche Massnahmen an Fliessgewässern ist 
zur Erhaltung der Schutzwälder beizutragen.

· Zu den Sicherungsmassnahmen für instabile Zonen ist gege-
benenfalls durch Verbauungsmassnahmen an Fliessgewässern 
ein Beitrag zu leisten.

· Die Grundlagen und Grundsätze zum Standort müssen in den 
Planungen und Projekten für folgende Bereiche berücksichtigt 
werden:

- Alp- und Waldwege, Wanderwege.
- Kanalisationen (Wasserzuleitung und -ableitung) und 

Stromleitungen.
- kantonale Strassen und Gemeindestrassen.
- Materialabbau.
- Lagerung von Material, das Personen und Umwelt gefährden 

kann (inkl. Deponien, belastete Standorte, chemische oder 
technologische Risiken).
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- touristische Einrichtungen (Bergbahnen, Skigebiete 
usw.), insbesondere Kunstbauten zur Überquerung von 
Fliessgewässern.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
· Legt die allgemeine Politik der Vorbeugung und Bekämpfung 

der Naturgefahren fest.

· Sichert die Finanzierung der kantonalen Grundlagen im Bereich 
Naturgefahren, nach Abzug der Bundessubventionen.

· Beantragt bei den zuständigen Bundesämtern die Gewährung 
von Bundessubventionen gemäss geltender Gesetzgebung.

· Gewährt kantonale Subventionen für die Finanzierung von 
Schutzmassnahmen gemäss geltender Gesetzgebung.

· Beteiligt sich an der Finanzierung gewisser Notfallmassnahmen, 
wie der Alarm- und Überwachungssysteme.

Die Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion über die NGK:
· Koordiniert die Erarbeitung der kantonalen Grundlagen im 

Bereich Naturgefahren (u. a. Gefahrenkarten) und stellt deren 
Nachführung und Verteilung sicher.

· Berät die betroffenen Instanzen über die Berücksichtigung der 
Naturgefahren in den raumplanerischen oder baupolizeilichen 
Instrumenten.

· Überprüft die Gefahrenstufe nach der Durchführung von 
neuen Untersuchungen, zusätzlichen Analysen oder Schutz-
massnahmen; gegebenenfalls passt sie die Grundlagen ent-
sprechend an.

Die Oberamtmänner:
· Nehmen, in Verbindung mit den Gemeindebehörden, an den 

Notfallmassnahmen teil, mit denen die Sicherheit von Personen 
und Sachwerten gewährleistet werden kann; in Ausnahmefällen 
können sie die fraglichen Massnahmen anordnen und ihre 
Koordination sicherstellen.

· Achten bei der Erteilung von Baubewilligungen auf die 
Berücksichtigung der durch die NGK bzw. SGeW festge-
legten Massnahmen und Auflagen.

Das Bau- und Raumplanungsamt:
· Koordiniert die Vorbeugemassnahmen und die Berücksichtigung 

der Naturgefahren in der kantonalen, regionalen und kom-
munalen Planung.

· Leitet bei den folgenden Standorten die Baubewilligungsgesuche 
an die SGeW zur Stellungnahme weiter:

- in gefährdeten Bereichen, die in den Gefahrenkarten 
aufgeführt sind.

- in der Nähe von Fliessgewässern.

· Leitet die Bebauungspläne der Ufergemeinden des Neuenburger- 
und Murtensees an das kantonale Feuerinspektorat zur 
Stellungnahme weiter.
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Das Amt für Wald, Wild und Fischerei:
· Koordiniert die Erstellung des Ereigniskatasters und führt diesen 

nach.

· Koordiniert, gegebenenfalls mit der SGeW, den forstlichen 
Bachverbau für die Erhaltung der Schutzwälder.

Die Sektion Gewässer des Tiefbauamtes:
· Nimmt Stellung zu den Bebauungsplänen und Baubewilligungs-

gesuchen für Projekte in hochwassergefährdeten Gebieten, 
kontrolliert im Rahmen der Prüfung der Unterlagen die Einhaltung 
der Auflagen oder legt einzuhaltende Sondermassnahmen 
fest. Gegebenenfalls kann sie zusätzliche Untersuchungen 
auf Kosten des Gesuchstellers (Gemeinde oder Privatperson) 
verlangen.

· Koordiniert und gewährleistet die Erarbeitung der Schutz-
massnahmenkonzepte.

· Koordiniert, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit dem 
WaldA, die Durchführung von Schutzmassnahmen.

· Beteiligt sich an der Durchführung von Notfallmassnahmen.

· Beteiligt sich an der Erstellung des Ereigniskatasters.

Die kantonale Gebäudeversicherungsanstalt über das kantonale 
Feuerinspektorat:
· Nimmt - unter dem Gesichtspunkt des hohen Wasserstands 

- Stellung zu den Bebauungsplänen der Ufergemeinden des 
Neuenburger- und Murtensees, legt die einzuhaltenden und in 
das Planungs- und Baureglement aufzunehmenden Massnahmen 
fest und ordnet gegebenenfalls die Durchführung zusätzlicher 
Untersuchungen auf Kosten des Gesuchstellers an.

Die Regionen:
· Berücksichtigen im Rahmen der Erarbeitung der regionalen 

Untersuchungen die Grundlagen und Grundsätze zum 
Standort.

Die Gemeinden:
· Erkundigen sich bei der SGeW über die Verfügbarkeit der 

Grundlagen, bevor sie ihre Planungsarbeiten (Gesamt- oder 
Teilrevision, Abänderung, DBP) beginnen oder ein Bau-bewil-
ligungsgesuch einreichen.

· Erstellen ihre Planungen (insbesondere die Richtpläne und den 
Zonennutzungsplan) und ihre Projekte unter Berücksichtigung 
der Grundlagen und der Grundsätze des vorliegenden Texts; 
gegebenenfalls sind zusätzliche Untersuchungen durchzuführen 
(vor allem wenn keine Gefahrenkarten verfügbar sind).

· Informieren die Bevölkerung und die Antragsteller von Bau-
bewilligungsgesuchen über die Situation in der Gefahren-
zone.

· Leiten die Projekte für Bauten von geringer Bedeutung in 
hochwassergefährdeten oder in der Nähe von Fliessgewässern 
gelegenen Gebieten via das BRPA an die SGeW zur Stellung-
nahme weiter.

· Kontrollieren während der Ausführung, ob die im Rahmen der 
Baubewilligung (ordentliches oder vereinfachtes Verfahren) 
festgelegten besonderen Auflagen eingehalten werden.
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· Beteiligen sich an der Finanzierung von Schutzmassnahmen, 
die durch ein massgebliches öffentliches Interesse gerecht-
fertigt sind; sie können die Arbeiten übernehmen und die 
restlichen Kosten ganz oder teilweise auf die Nutzniesser 
der getroffenen Massnahmen verteilen.

· Kontrollieren und unterhalten die Schutzbauten, deren Eigentümer 
sie sind oder für die sie zuständig sind.

· Erarbeiten die Evakuierungs- und Interventionspläne für 
die besonders gefährdeten Orte und ordnen die nötigen 
Evakuierungen an.

· Überwachen ihr Gebiet hinsichtlich der Naturgefahren und 
treffen alle Notfallmassnahmen, welche die Sicherheit von 
Personen und Gütern gewährleisten.

Die Nachbarkantone:
· Tauschen die Grundlagen und die Informationen über die 

Naturgefahren aus.

· Koordinieren die in Nähe der Kantonsgrenzen durchgeführten 
Interventionen.

Die Wasserbauunternehmen:
· Sind verantwortlich für den Unterhalt der unter ihren 

Zuständigkeitsbereich fallenden Fliessgewässer, für die 
Verbauungsmassnahmen und für deren Unterhalt.

Die Projektverfasser (öffentliche oder private Körperschaften, 
Verwaltungsdienststellen, Privatpersonen):
· Leiten jede Information in Zusammenhang mit Naturgefahren 

(besondere Untersuchungen, beobachtete Phänomene usw.) an 
die NGK und die SGeW zur Nachführung der Grundlagen 
weiter.

4. UMSETZUNG

KANTONALE STUDIE FÜR DEN SACHBEREICH

Das Programm der Zusammenstellung der Grundlagen dient über 
die ständige Nachführung der bestehenden Angaben hinaus der 
systematischen kartographischen Erfassung der Naturgefahren 
(Gefahrenkarten im Berggebiet und Gefahren-Hinweiskarten 
in den Mittelland-Gebieten mit erheblichem Schadenpotential) 
sowie der Erstellung der Konzepte für vorbeugende und bauliche 
Schutzmassnahmen . Der Schutzbautenkataster wird parallel zu 
den Gefahrenkarten erstellt. Die erste Kartographierungsphase 
hat begonnen und dürfte 2004 abgeschlossen sein. In einer 
zweiten Phase werden die Hochwasser-Gefahrenkarten für das 
Mittelland realisiert.

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Kantonale Grundlagen

Die vom Kanton erstellten Grundlagen:
· Berücksichtigen die Grundlagen und die Planungsgrund-

sätze.

· Werden angepasst, um die Naturgefahren so weit wie möglich 
zu berücksichtigen.
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· Werden, vor allem für die Schutz- und Notfallmassnahmen, mit 
dem WaldA bzw. der SGeW und den für Natur-, Landschafts-, 
Gewässer- und Fischereischutz verantwortlichen Dienststellen 
koordiniert.

Ortsplanung

· Die Richtpläne und der Zonennutzungsplan werden unter 
Berücksichtigung der Grundlagen und der Grundsätze zum 
Standort erstellt.

· Die Gemeinde passt ihre Ortsplanung an, sobald sie die 
Gefahrenkarten erhält; je nach Art und Umfang der angezeigten 
Konflikte werden unverzüglich die notwendigen Änderungen 
vorgenommen.

· Die in den Gefahrenkarten verzeichneten hochwassergefährdeten 
Gebiete werden in den Zonennutzungsplan übertragen.

· Das Planungs- und Baureglement (PBR) schreibt die Regeln und 
Auflagen vor, die für die gefährdeten Gebiete gelten:

- detaillierte Reglementierung für die Gefahrenzonen.
- oder allgemeine Vorschriften für die hochwassergefährdeten 

Gebiete (gemäss Angaben der NGK oder SGeW).

· Besondere Perimeter für weitgehend bebaute Gebiete, die 
innerhalb einer Zone mit erheblicher Gefährdung liegen, 
können in den Zonennutzungsplan eingetragen werden; solche 
Perimeter bezwecken den Erhalt des Bestehenden und sind 
durch besondere Bestimmungen des PBR geregelt.

· Zusätzliche Untersuchungen, die bezwecken, den Inhalt der 
kantonalen Grundlagen zu präzisieren, zu ergänzen oder 
abzuändern, können auf Kosten der Gemeinde durchgeführt 
werden. Im Idealfall sollten sie im Rahmen der Vorprüfung 
erstellt werden. Die NGK oder die SGeW prüfen die betref-
fenden Untersuchungen und führen je nach den Ergebnissen 
die Grundlagen (Gefahrenkarten) nach.

VERFAHREN FÜR DIE REALISIERUNG EINES PROJEKTES

Baubewilligungsgesuch

In diesem Kontext hat der Gesuchsteller:
· Sich bei der Gemeinde, gegebenenfalls bei der NGK oder 

der SGeW, zu erkundigen, ob der Standort möglicherweise 
in einer Gefahrenzone liegt und welche Massnahmen und 
Auflagen zu beachten sind.

· Ein Vorgesuch einzureichen,

- wenn das Projekt ein sensibles Objekt in einer Zone 
mit geringer Gefährdung (gelb) oder in einer Zone mit 
Restgefährdung (gelb-weiss gestreift) ist.

- wenn das Projekt in einer Zone mit mittlerer (blau) oder 
erheblicher Gefährdung (rot) liegt.

- oder wenn ein Vorgesuch durch das Planungs- und 
Baureglement (PBR) vorgeschrieben ist.

· Ein vollständiges Baubewilligungsgesuch einzureichen, das 
die im PBR und/oder im Rahmen des Vorgesuchs festgelegten 
Auflagen erfüllt.

· Die Kosten zu tragen, die durch die vom PBR oder die 
zuständigen Dienststellen geforderten Untersuchungen und 
Massnahmen verursacht werden.
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· Auf eigene Kosten kann er zusätzliche Untersuchungen 
durchführen, um den Inhalt der kantonalen oder kommunalen 
Untersuchungen zu präzisieren, zu ergänzen bzw. abzuän-
dern. Im Idealfall sollten diese im Rahmen der Vorprüfung 
unternommen werden. Die NGK oder die SGeW prüfen 
die betreffenden Untersuchungen und führen je nach den 
Ergebnissen die Grundlagen (Gefahrenkarten) nach.

Errichtung von Schutzbauten

Die Verfahren, die für die Ausführung von Schutzbauten zu 
befolgen sind, werden durch die geltenden kantonalen Gesetze 
und Reglemente festgelegt. Diese Texte bezeichnen ebenfalls die 
für die Koordination der fraglichen Massnahmen verantwortlichen 
Instanzen.

Auf jeden Fall sind die geplanten Massnahmen in der Anfangs-
phase (Vorstudie, Vorprojekt) mit den übrigen betroffenen Bereichen 
oder Dienststellen zu koordinieren, insbesondere im Bereich des 
Natur-, Landschafts- und Umweltschutzes (BNS, AfU, Abteilung 
Wild und Fischerei des WaldA). Die Koordination hat spätestens 
vor der Weiterleitung des Projekts an die Subventionsorgane 
oder vor der öffentlichen Auflage zu erfolgen.

Durchführung von Notfallmassnahmen

Die Verfahren für die Durchführung oder Anordnung von Notfall-
massnahmen werden durch die in diesem Bereich geltenden 
kantonalen Gesetze und Reglemente festgelegt. Diese Texte 
bezeichnen ebenfalls die verantwortlichen Instanzen.
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